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Sonderbetriebsplan "Natur und Landschaft", zugehörig zum Hauptbetriebsplan Tagebau
Welzow-Süd
Ihr Schreiben E-BWS1 kö-cz vom 28. Juni 2010

Der mit Schreiben vom 28. Juni 2010 eingereichte Sonderbetriebsplan (SBP) "Natur und Landschaft",
zugehörig zum jeweiligen Hauptbetriebsplan Tagebau Welzow-Süd wird gemäß §§ 55,56 Bundesberg-
gesetz (BBergG) i. V. m. § 48 Abs. 2 BBergG vom 13. August 1980 (BGBI. I, S. 1310), zuletzt geändert
durch Artikel 4 Abs. 71 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBI. I S. 3154), unter dem Gz.: w40-1.3-
16-97 zugelassen.

Die Zulassung ergeht mit nachfolgenden Nebenbestimmungen:

1. Die Zulassung gilt für den räumlichen Teilabschnitt I des Tagebaus Welzow-Süd und ist unbefristet.
2. Dem Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) sind bis zum 30.06.2014 folgende

Unterlagen in 6-facher Ausfertigung vorzulegen:

- Bericht zur Umsetzung der jeweiligen Maßnahmen zum Naturschutz entsprechend SBP im
räumlichen Geltungsbereich der Abschlussbetriebspläne (ABP) Teilbereiche I und 11

- Übersichtskarten, die den bisherigen Eingriff und die erfolgte Kompensation in 5-Jahres-
Schritten darstellen

- Zeitplan bzgl. der Einreichung der Ergänzungen zum SBP "Natur und Landschaft"

3. Auf Grundlage der unter NB 2. genannten Unterlagen ist im 111. Quartal 2014 ein Fachgespräch mit
den beteiligten Behörden (LUGV, LK SPN, LK OSL, LB Forst Referent für Bergbau) durchzuführen.
Eine entsprechende Tischvorlage ist dem LBGR bis zum 30.06.2014 vorzulegen.

4. Ab 2015 ist jährlich zum 30.11. ein Bericht zur weiteren Maßnahmenumsetzung zu übergeben.
Mit diesem Bericht sind die jährlich aktualisierten Übersichtkarten (NB 2 2. Anstrich) zu übergeben.

5. Nach Umsetzung der Maßnahmenkomplexe sind aller 5 Jahre bis zum Erreichen der Funktionsfä-
higkeit Biotopkartierungen zum Nachweis durchzuführen. Die Ergebnisse sind dem LBGR in Be-
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richtsform aller 5 Jahre zu übergeben, erstmalig für bereits umgesetzte Maßnahmen zum
31 .03 .2015 .

6. Die dargestellten Kompensations- und Vermeidungs-/Minderungsmaßnahmen (Anlage 5 des An-
trages) sind vollumfänglich umzusetzen. Zeitliche, örtliche oder fachliche Änderungen bei der Aus-
führung der geplanten Maßnahmen sind in den jährlichen Berichterstattungen darzulegen. Abwei-
chend hiervon sind wesentliche Änderungen dem LBGR bereits vor Realisierung anzuzeigen.

7. Die "Vereinbarung zur Aufwuchsberäumung auf bereits in Anspruch genommenen Betriebsflächen"
(Vattenfall Europe Mining AG (VE-M) und Amt für Forstwirtschaft Peitz vom 09.12.2008) und die
"Grundsätze der Abnahme gesicherter Kulturen zur Erfüllung von Nebenbestimmungen aus erteil-
ten Waldumwandlungsgenehmigungen im Zuge der Weiterführung der Tagebaue durch die Vatten-
fall Europe Mining AG" (VE-M, Landesbetrieb Forst Brandenburg und Landratsamt Görlitz Kreis-
forstverwaltung vom 12.04.2010) sind zu beachten.

8. Bei dem Anlegen insbesondere von Feldgehölzen auf und an landwirtschaftlichen Flächen (LN) ist
auf die Förderfähigkeit als Landschaftselement (Erhalt der Fläche als LN) zu achten und die Anla-
ge dieser Elemente darauf auszurichten.

H in w eise

1. Diese Betriebsplanzulassung hat keine Konzentrationswirkung und schließt somit nach anderen
öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Bewilligungen u. ä.,
insbesondere naturschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen, nicht ein.

2. Auf die Einhaltung der Vorsorgepflicht nach § 7 Bundesbodenschutzgesetz vom 17. März 1998,
zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 30 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I S. 212) wird hin-
gewiesen.

B eg rü n d u n g

1. S ach verh a lt

Die Zulassung des Rahmenbetriebsplanes zum Vorhaben Weiterführung des Tagebaues Welzow-Süd
1994 bis Auslauf am 28.12.1993 (Gz.: w 40-1.2-1-1) durch das damalige Oberbergamt des Landes
Brandenburg enthält noch keine abschließenden Festlegungen zur Kompensation des vorhabensbe-
dingten Eingriffs in Natur und Landschaft. Gemäß Nebenbestimmung 6 der Rahmenbetriebsplanzulas-
sung ist der konkrete Ausgleich in einem nachfolgenden Betriebsplan darzustellen. Entsprechend den
Abstimmungen zwischen dem damaligen Landesumweltamt Brandenburg Getzt Landesamt für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz), dem Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) und
der Vattenfall Europe Mining AG (VE-M) in den Jahren 2008 und 2009 erfolgt die Darstellung des kon-
kreten Ausgleichs in einem Sonderbetriebsplan (SBP) "Natur und Landschaft". Nur im Rahmen eines
Sonderbetriebsplans mit entsprechend langer Laufzeit kann die notwendige fachliche Tiefe und Kom-
plexität sowie die zeitlich stark gefächerte Thematik in ausreichender Weise abgehandelt werden.
Daraufhin beantragte VE-M mit Schreiben vom 28. Juni 2010 beim LBGR die Zulassung für den SBP
"Natur und Landschaft".
Gegenstand dieses SBP sind die Darstellung des Eingriffs und der Kompensationsfähigkeit für den von
VE-M bergrechtlich zu verantwortenden Teil des Tagebaus Welzow-Süd sowie die Darstellung der be-
reits realisierten und geplanten orts- und flächenkonkreten Kompensationsmaßnahmen für die Teilbe-
reiche I, 11 und 111.
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Vom Vorhaben wird der Aufgabenbereich von Behörden und Gemeinden als Planungsträger berührt.

Mit Schreiben vom 11.08.2010,21.09.2010 bzw. 07.10.2010 erfolgte gemäß § 54 Abs. 2 Bundesberg-

gesetz (BBergG) die Beteiligung des Landkreises (LK) Spree-Neiße und des Landesbetriebes (LB)

Forst Peitz, des LK Oberspreewald-Lausitz und des LB Forst Doberlug-Kirchhain sowie des Landesam-

tes für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (LUGV) bzw. der Gemeinsamen Landesplanungs-

abteilung der Länder Berlin und Brandenburg (GL 4).

Die Beteiligten erhielten die SBP-Unterlagen mit der Möglichkeit, bis zum 17.09.2010, 20.10.2010 bzw.

29.10.2010 eine Stellungnahme abzugeben.

Folgende Stellungnahmen gingen beim LBGR ein:

LK Spree-Neiße

LK Oberspreewald-Lausitz

LUA Getzt LUGV)

LB Forst, Doberlug-Kirchhain

LB Forst, Peitz

GL 6 Uetzt GL 4)

vom 15.09.2010

vom 20.10.2010

vom 27.10.2010

vom 15.10.2010

vom 18.10.2010

vom 02.11.2010

Der Inhalt der eingegangenen Stellungnahmen wurde, soweit er für die Zulassung gemäß §§ 55, 56

BBergG relevant war, in die Betriebsplanprüfung einbezogen. Die Forderung des § 54 Abs. 2 BBergG

ist damit erfüllt.

2. R ech tlich e W ü rd ig u n g

Das LBGR ist gemäß § 1 Abs. 1 BergbehZV für die Zulassung des Sonderbetriebsplanes "Natur und

Landschaft" zuständig. Bei Vorhaben gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB sind Entscheidungen und Maß-

nahmen zum Eingriff in Natur und Landschaft gemäß § 18 Abs. 3 BNatSchG im Benehmen mit zustän-

digen Behörde für Naturschutz und Landschaftspflege zu treffen.

Der SBP dient der Konkretisierung der Kompensations- bzw. Vermeidungs-/Minderungsmaßnahmen

des vorhabensbedingten Eingriffs in Natur und Landschaft. Mit Anlage 5 des Antrages sind die Maß-

nahmen konkret beschrieben und soweit möglich auch bereits örtlich zugeordnet. Detaillierte Festle-

gungen zur Umsetzung der Maßnahmen werden jedoch erst mit Abschluss der Verkippung und berg-

männischen Rekultivierung, unter Berücksichtigung der dann angetroffenen örtlichen Gegebenheiten

vorgenommen. In Anlage 6 des Antrages erfolgt die Gegenüberstellung von Eingriff und Kompensation,

wobei hier jeweils Ausgangs- und Endzustand abgebildet sind. In Anlehnung an die Hinweise zum Voll-

zug der Eingriffsregelung im Land Brandenburg (HVE 2009) wurde bei dieser Darstellung eine zweistu-

fige Skala, die Wert- und Funktionselemente "allgemeiner" und "besonderer" Bedeutung unterscheidet,

zugrunde gelegt. Dieser Ansatz gewährleistet eine vollständige und gleichwertige Kompensation.

Die wasserrechtliche Erlaubnis für den Tagebau Welzow-Süd, räumlicher Teilabschnitt I, vom

18.12.2008, Gz.: w40-8.1.1-1-1, gilt bis zum 31.12.2022. Eine weitere Betrachtung für den Eingriff in

das Schutzgut Grundwasser ist daher entbehrlich.

Biotopschutzrechtliche Tatbestände im Sinne von § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) werden

vom beantragten Vorhaben nicht berührt. Um eventuelle Beeinträchtigungen artenschutzrechtlicher

Verbote nach § 44 BNatSchG auszuschließen, wurde von VE-M vor Beginn die betreffenden Flächen im

Rahmen des Biomonitorings auf das Vorkommen wild lebender Tierarten, die in der FFH-Richtlinie An-

hang IV aufgeführt sind, und der europäischen Vogelarten sowie der Erhaltungszustand der lokalen

Populationen überprüft. Die biotop- und artenschutzrechtlichen Fachbeiträge für den Tagebau Welzow-
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Süd wurden mit Schreiben vom 19.05.2010 an das LUGV übergeben. Mit Schreiben vom 01.12.2010

wurde der biotopschutzrechtliche Fachbeitrag an die untere Naturschutzbehörde (uNB) des LK Spree-

Neiße übergeben. Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde durch die uNB des LK Spree-Neiße

bestätigt.

Die beantragten Ausnahmen von den artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten des § 44 Abs. 1 Nr. 1-3

BNatSchG und von den biotopschutzrechtlichen Verboten des § 30 Abs. 2 Nr. 1-3 BNatSchG wurden

der Antragstellerin mit Schreiben vom 29.04.2011 und 17.04.2013 durch die untere Naturschutzbehörde

des Landkreises Spree-Neiße erteilt. Die Ausnahmegenehmigungen liegen dem LBGR vor und wurden

in das Zulassungsverfahren einbezogen.

Für die Erteilung der Ausnahme von artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten wurden durch die Antrag-

stellerin in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Spree-Neiße und dem

NABU-Regionalverband Spremberg die Vermeidungs-/Minderungs-Maßnahmen VM 21 bis VM 25 als

ergänzende Maßnahmen zum Biotopver-bund Tagebau Welzow-Süd/Spreetal entwickelt. Damit ist ge-

währleistet, dass die naturschutzfachlichen Belange ausreichend beachtet und die Verbotstatbestände

des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG eingehalten werden.

Im Zulassungsverfahren war auch zu prüfen, ob durch die Maßnahmen eine erhebliche Beeinträchti-

gung eines Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebiets

zu erwarten ist. Die Vorschriften zum Schutz des Europäischen Netzes .Nafura 2000", insbesondere

dem Schutz der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete

sind in § 34 BNatSchG umgesetzt. Gemäß § 34 Abs. 1 BNatSchG sind Projekte vor ihrer Zulassung

oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu

überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet

sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen.

Eine solche Beeinträchtigung eines Natura-2000-Gebietes durch das Vorhaben kann ausgeschlossen

werden.

Im Rahmen des ABP Teilfläche II wurde durch VE-M ein Bericht zur Vorprüfung der Verträglichkeit für

das SPA-Gebiet .Lausitzer Bergbaufolgelandschaft" mit Schreiben vom 10.12.2007 (PE LBGR

18.12.2007) vorgelegt. Im Ergebnis der SPA-Vorprüfung zur Betroffenheit des Gebietes wurde festge-

stellt, dass erhebliche Wirkungen durch die Rekultivierungsmaßnahmen auf die Erhaltungsziele des

SPA-Teilgebietes ausgeschlossen werden können.

Der räumliche Geltungsbereich des ABP Teilfläche 111 tangiert Zone 1 (Gebiet, das vom Bergbau beein-

flusst wird) des Landschaftsschutzgebietes (LSG) .Steinitz-Gelsendorfer Endmoränenlandschaft" und

hat Anteile an Zone 2 (Abbaugebiet des Tagebaus Welzow-Süd). Bereiche, die Zone 1 tangieren oder

schneiden, sind unmittelbar an das Abbaugebiet angrenzende Flächen im Sicherheitsstreifen. Diese

Bereiche sind bereits durch dem Tagebau dienende Infrastruktureinrichtungen beeinflusst. Elemente

besonderer Bedeutung für das LSG werden somit nicht beeinträchtigt oder zerstört. Die Schutzziele für

Zone 2 sind für die sich anschließende Gestaltung und Nutzung definiert. Da das Vorhaben Teil der

bergbaulichen Tätigkeiten ist, sind ebenfalls keine Auswirkungen auf die Schutzziele zu erwarten. Für

das LSG .Steinitz-Geisendorter-Endrnoräne" ergab die Prüfung, dass durch die beantragten konkreti-

sierten Kompensationsmaßnahmen die Verbote der LSG-Verordnung nicht berührt werden.

Mit der Aufnahme von Nebenbestimmungen in die Betriebsplanzulassung wird sichergestellt, dass die

Zulassungsvoraussetzungen, insbesondere die Vorsorge für die ordnungsgemäße Wiedernutzbarma-

chung gemäß § 55 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 BBergG, erfüllt sind. Die Wiedernutzbarmachung dient dazu, den

bergbaubedingten Eingriff zu mindern und auszugleichen (§ 1 Abs. 5 BNatSchG).

Mit der N eb en b estim m u n g (NB) 1 wird der räumliche Geltungsbereich festgelegt. Die Zulassung wird

unbefristet erteilt, da noch nicht absehbar ist, wann alle Maßnahmen abgeschlossen sind.
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MitNB2 und5 wirdgeregelt,dassdasLBGRüberdiebereitsumgesetztenKompensationsmaß-
nahmeninformiertwirdundauchzukünftigeinekontinuierlicheDarstellungderumgesetztenMaßnah-
menerfolgt.Damitwirdgewährleistet,dassdieUmsetzungderMaßnahmennachvollziehbarabgerech-

netwirdunddientderKontrollegemäß§ 17 Abs.7 S. 1 BNatSchG.SofernDefizitefestgestelltwerden,
könnenzeitnahdieerforderlichenRegelungengetroffenwerden.DazuhatderEingriffsverursacher

gemäß§ 17 Abs.1 S. 2 Berichtzu erstatten.NB3 dientderhierzuerforderlichenAbstimmungmit den
Fachbehörden.DieBerichterstattungnachNB4 bildetauchdieGrundlagefür dieEntscheidungenüber

dasEinreichenweitererErgänzungenzumSBP.
DurchNB6 wirdsichergestellt,dassdieausgeführtenKompensations-undVermeidungs-/Minde-
rungsmaßnahmendasErreichenderZielstellungenentsprechendRahmenbetriebsplangewährleisten.

DieAnforderungenan eineordnungsgemäßeforstwirtschaftlicheWiedernutzbarmachungwurdenmit
denzuständigenForstbehördenabgestimmtundschriftlichvereinbart.NB7 gewährleistetdieEinhal-

tungdergetroffenenVereinbarungen.
DamitdieVorgabenfür förderungsfähigeLandschaftselementebei derPlanungberücksichtigtundzu-
lässigeFlächengrößennichtüberschrittenwerden,wurdeNB8 formuliert.
WeitereForderungenausdenStellungnahmenwurdenals Hinweisein derZulassungberücksichtigt.

Es liegenkeineüberwiegendenöffentlichenInteressenvor,diezu einerBeschränkungoderVersagung

derZulassunghättenführenkönnen.

Verwaltungsgebühren

FürdieseZulassungwirdeineVerwaltungsgebührerhoben.DieAntragstellerinhatgemäß§ 12 Abs.1
Nr.1 desGebührengesetzesfür dasLandBrandenburgi. V. m. TarifsteIle10.3.1.7derVerordnung

überdieVerwaltungsgebührenim GeschäftsbereichdesMinistersfür WirtschaftundEuropaangelegen-
heitendieGebührenundAuslagendesVerfahrenszu tragen.HierzuergehteingesonderterBescheid.

Rechtsbehelfsbelehrung

GegendenBescheidkanninnerhalbeinesMonatsnachBekanntgabeWidersprucherhobenwerden.

DerWiderspruchist schriftlichoderzurNiederschriftbeimLandesamtfür Bergbau,GeologieundRoh-
stoffe,Inselstraße26,03046Cottbus,einzulegen.

Im Auftrag

██████ ██
Fleischhammel

Anlagen: Antragvom28.Juni 2010mit Sichtvermerk


